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in all ihren Aspekten und unter strenger und wirksamer internationaler Kontrolle zu führen und zu einem 
Abschluss zu bringen; 

 2. fordert alle Staaten erneut auf, dieser Verpflichtung umgehend nachzukommen, indem sie mul-
tilaterale Verhandlungen aufnehmen, die zum baldigen Abschluss eines Kernwaffenübereinkommens füh-
ren, das die Entwicklung, Herstellung, Erprobung, Dislozierung, Lagerung, Weitergabe, Drohung mit oder 
den Einsatz von Kernwaffen verbietet und das die Vernichtung solcher Waffen vorsieht; 

 3. ersucht alle Staaten, den Generalsekretär über die Anstrengungen und Maßnahmen zu unter-
richten, die sie im Hinblick auf die Durchführung dieser Resolution und die nukleare Abrüstung ergriffen 
haben, und ersucht den Generalsekretär, die Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung 
über diese Informationen zu unterrichten; 

 4. beschließt, den Unterpunkt „Folgemaßnahmen zu dem Gutachten des Internationalen Ge-
richtshofs über die Rechtmäßigkeit der Drohung mit oder des Einsatzes von Kernwaffen“ unter dem Punkt 
„Allgemeine und vollständige Abrüstung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Ta-
gung aufzunehmen. 

RESOLUTION 68/43 

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
154 Stimmen ohne Gegenstimme und 28 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/411, Ziff. 70)116: 

 Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, 
Äthiopien, Australien, Bahamas, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri-
nationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, 
Burundi, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, Demo-
kratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, 
Japan, Kambodscha, Kanada, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lett-
land, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marshallinseln, 
Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Namibia, 
Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pakistan, Palau, Pa-
nama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruan-
da, Rumänien, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden, Schweiz, Senegal, 
Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Ne-
vis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Turkmenistan, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, 
Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich 
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern. 
 Dagegen: Keine. 
 Enthaltungen: Ägypten, Algerien, Arabische Republik Syrien, Bahrain, Demokratische Volksrepublik Korea, 
Dschibuti, Gambia, Irak, Iran (Islamische Republik), Jemen, Jordanien, Katar, Kuba, Kuwait, Libanon, Libyen, Ma-
lawi, Marokko, Mauretanien, Myanmar, Oman, Russische Föderation, Saudi-Arabien, Simbabwe, Sudan, Tunesi-
en, Uganda, Vereinigte Arabische Emirate. 
 

______________ 
116 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Austra-
lien, Bangladesch, Belgien, Belize, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokra-
tische Republik Kongo, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Guatemala, Irland, Island, Italien, Japan, Kamerun, Kasachstan, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Malaysia, Mali, Malta, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Montenegro, Nepal, Neuseeland, Nieder-
lande, Niger, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, 
Rumänien, San Marino, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, 
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte 
Staaten von Amerika und Zypern. 
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68/43.  Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/36 L vom 9. Dezember 1991, 47/52 L vom 15. Dezember 
1992, 48/75 E vom 16. Dezember 1993, 49/75 C vom 15. Dezember 1994, 50/70 D vom 12. Dezember 
1995, 51/45 H vom 10. Dezember 1996, 52/38 R vom 9. Dezember 1997, 53/77 V vom 4. Dezember 1998, 
54/54 O vom 1. Dezember 1999, 55/33 U vom 20. November 2000, 56/24 Q vom 29. November 2001, 
57/75 vom 22. November 2002, 58/54 vom 8. Dezember 2003, 60/226 vom 23. Dezember 2005, 61/77 vom 
6. Dezember 2006, 63/69 vom 2. Dezember 2008, 64/54 vom 2. Dezember 2009 und 66/39 vom 2. Dezem-
ber 2011 mit dem Titel „Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung“, 
 nach wie vor die Auffassung vertretend, dass mehr Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung maß-
geblich zur Vertrauensbildung und Sicherheit zwischen den Staaten beiträgt und dass die Schaffung des 
Registers der Vereinten Nationen für konventionelle Waffen einen wichtigen Schritt zur Förderung der 
Transparenz in militärischen Angelegenheiten darstellt, 
 unter Begrüßung der zusammengefassten Berichte des Generalsekretärs über das Register, die die 
Antworten der Mitgliedstaaten für die Jahre 2009117, 2010118 und 2011119 enthalten, 
 sowie unter Begrüßung der Reaktion der Mitgliedstaaten auf das in den Ziffern 9 und 10 der Resolu-
tion 46/36 L enthaltene Ersuchen, Angaben über ihre Ein- und Ausfuhren von Waffen sowie vorhandene 
Hintergrundinformationen über ihre Rüstungsbestände, die Beschaffung aus der nationalen Produktion und 
ihre diesbezügliche Politik bereitzustellen, 
 ferner begrüßend, dass die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, Angaben über die von ihnen 
vorgenommenen Transfers von Kleinwaffen und leichten Waffen als zusätzliche Hintergrundinformation in 
ihre Jahresberichte an das Register aufgenommen haben, 
 unter Begrüßung der Verabschiedung des Vertrags über den Waffenhandel120 am 2. April 2013 und 
der bisherigen Unterzeichnungen und Ratifikationen sowie der erhöhten Transparenz auf dem Gebiet der 
Rüstung, für die der Vertrag sorgen wird, 
 mit dem Ausdruck ihrer Hoffnung, dass der Vertrag bald in Kraft treten wird, 
 feststellend, dass in der Abrüstungskonferenz in den Jahren 2010, 2011 und 2012 zielgerichtete Dis-
kussionen über Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung stattfanden, 
 ihrer Besorgnis darüber Ausdruck verleihend, dass die Berichterstattung an das Register zurückge-
gangen ist, insbesondere über die geringe Anzahl der Berichte an das Register im Jahr 2012, 
 betonend, dass die Fortführung des Registers und seine Weiterentwicklung überprüft werden sollten, 
um ein Register mit möglichst breiter Beteiligung zu erreichen, 
 1. bekräftigt ihre Entschlossenheit, die effektive Führung des Registers der Vereinten Nationen 
für konventionelle Waffen, wie in den Ziffern 7 bis 10 der Resolution 46/36 L vorgesehen, sicherzustellen; 
 2. macht sich den Bericht des Generalsekretärs über die Fortführung des Registers und seine Wei-
terentwicklung sowie die in dem Konsensbericht der Gruppe der Regierungssachverständigen von 2013121 
enthaltenen Empfehlungen zu eigen; 
 3. fordert die Mitgliedstaaten auf, dem Generalsekretär mit dem Ziel der universellen Beteiligung 
jedes Jahr bis zum 31. Mai die erbetenen Daten und Informationen für das Register vorzulegen, gegebenen-
falls auch Fehlanzeigen, auf der Grundlage der Resolutionen 46/36 L und 47/52 L, der Empfehlungen in 
Ziffer 64 des Berichts des Generalsekretärs von 1997 über die Fortführung des Registers und seine Weiter-

______________ 
117 A/65/133 und Add.1-5. 
118 A/66/127 und Corr.1 und 2 und Add.1. 
119 A/67/212 und Corr.1 und 2 und Add.1 und 2. 
120 Siehe Resolution 67/234 B. Amtliche deutschsprachige Fassungen des Vertrags: dBGBl. 2013 II S. 1426; öBGBl. III 
Nr. 116/2014. 
121 A/68/140. 
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entwicklung122, der Empfehlungen in Ziffer 94 des Berichts des Generalsekretärs von 2000 und seiner An-
hänge und Anlagen123, der Empfehlungen in den Ziffern 112 bis 114 des Berichts des Generalsekretärs von 
2003124, der Empfehlungen in den Ziffern 123 bis 127 des Berichts des Generalsekretärs von 2006125, der 
Empfehlungen in den Ziffern 71 bis 75 des Berichts des Generalsekretärs von 2009126 und der Empfehlun-
gen in den Ziffern 69 bis 76 des Berichts des Generalsekretärs von 2013121; 

 4. bittet die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, bis zur Weiterentwicklung des Registers 
zusätzliche Informationen über die Beschaffung aus der nationalen Produktion und die Rüstungsbestände 
bereitzustellen und sich der Spalte „Bemerkungen“ des Standardberichtsformulars zu bedienen, um zusätz-
liche Informationen, beispielsweise Angaben zu Typen oder Modellen, bereitzustellen; 

 5. bittet die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, außerdem, anhand des von der Gruppe 
von Regierungssachverständigen 2006 angenommenen fakultativen Standardberichtsformulars127 oder mit-
tels anderer für zweckmäßig erachteter Verfahren zusätzliche Informationen über Transfers von Kleinwaf-
fen und leichten Waffen bereitzustellen; 

 6. bekräftigt ihren Beschluss, im Hinblick auf die Weiterentwicklung des Registers seinen Gel-
tungsbereich und die Beteiligung an dem Register fortlaufend zu überprüfen, und 

 a) erinnert zu diesem Zweck an ihr Ersuchen an die Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär ihre 
Auffassungen zur Fortführung des Registers und seiner Weiterentwicklung – namentlich dazu, inwieweit 
das Fehlen einer Hauptkategorie „Kleinwaffen und leichte Waffen“ die Relevanz des Registers einge-
schränkt und ihre Entscheidung über eine Beteiligung daran unmittelbar beeinflusst hat, – und zu Maßnah-
men zur Erhöhung der Transparenz im Zusammenhang mit Massenvernichtungswaffen mitzuteilen; 

 b) ersucht den Generalsekretär, mit Unterstützung einer Gruppe von Regierungssachverständigen, 
die 2016 im Rahmen der verfügbaren Mittel, unter möglichst breiter Beteiligung, im Einklang mit der Emp-
fehlung in Ziffer 76 des Berichts des Generalsekretärs von 2013 und auf der Grundlage der ausgewogenen 
geografischen Vertretung einberufen werden soll, einen Bericht über die Fortführung und Relevanz des 
Registers und seine Weiterentwicklung zu erstellen, unter Berücksichtigung der Arbeit der Abrüstungskon-
ferenz, der einschlägigen Beratungen innerhalb der Vereinten Nationen, der von den Mitgliedstaaten zum 
Ausdruck gebrachten Auffassungen und der Berichte des Generalsekretärs über die Fortführung des Regis-
ters und seine Weiterentwicklung, damit die Versammlung auf ihrer einundsiebzigsten Tagung einen Be-
schluss fassen kann; 

 c) ersucht den Generalsekretär außerdem, den Mitgliedstaaten auch weiterhin dabei behilflich zu 
sein, Kapazitäten für die Vorlage aussagekräftiger Berichte, einschließlich für die Berichterstattung über 
Kleinwaffen und leichte Waffen, aufzubauen, und legt den Staaten, die dazu in der Lage sind, nahe, auf 
Antrag diesbezügliche Hilfe zu leisten; 

 7. ersucht den Generalsekretär, die Empfehlungen in seinen Berichten von 2000, 2003, 2006, 
2009 und 2013 über die Fortführung des Registers und seine Weiterentwicklung umzusetzen und sicherzu-
stellen, dass dem Sekretariat ausreichende Mittel zur Führung und Erhaltung des Registers zur Verfügung 
gestellt werden; 

 8. bittet die Abrüstungskonferenz, zu erwägen, ihre Arbeit in Bezug auf die Transparenz auf dem 
Gebiet der Rüstung fortzusetzen; 

 9. fordert alle Mitgliedstaaten erneut auf, auf regionaler und subregionaler Ebene unter voller 
Berücksichtigung der besonderen Gegebenheiten der jeweiligen Region oder Subregion zusammenzuarbei-

______________ 
122 A/52/316 und Corr.2. 
123 A/55/281. 
124 A/58/274. 
125 A/61/261. 
126 A/64/296. 
127 A/61/261, Anhänge I und II. 
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ten, mit dem Ziel, die internationalen und regionalen Bemühungen zur Erhöhung der Offenheit und Trans-
parenz auf dem Gebiet der Rüstung zu stärken und zu koordinieren; 

 10. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer einundsiebzigsten Tagung über 
den Stand der Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 

 11. beschließt, den Unterpunkt „Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung“ unter dem Punkt „All-
gemeine und vollständige Abrüstung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsiebzigsten Tagung auf-
zunehmen. 

RESOLUTION 68/44 

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
177 Stimmen ohne Gegenstimme und 4 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/411, Ziff. 70)128: 

 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armeni-
en, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, 
Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussa-
lam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokra-
tische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, 
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frank-
reich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, 
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, 
Kanada, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lett-
land, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, 
Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), 
Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, 
Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, 
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sam-
bia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychel-
len, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, 
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Tuvalu, Ukraine, Ungarn, Uruguay, 
Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Ver-
einigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Keine. 
 Enthaltungen: Arabische Republik Syrien, Demokratische Volksrepublik Korea, Iran (Islamische Republik), 
Uganda. 
 

68/44. Innerstaatliche Rechtsvorschriften über den Transfer von Waffen, militärischem Gerät 
sowie Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck 

 Die Generalversammlung, 

 in dem Bewusstsein, dass Abrüstung, Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung für die Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit unabdingbar sind, 

 daran erinnernd, dass eine wirksame innerstaatliche Kontrolle des Transfers von Waffen, militäri-
schem Gerät sowie Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck, einschließlich der Trans-
fers, die zu Verbreitungsaktivitäten beitragen könnten, ein wirksames Instrument zur Erreichung dieser Zie-
le ist, 

 sowie daran erinnernd, dass sich die Vertragsstaaten der internationalen Abrüstungs- und Nichtver-
breitungsverträge dazu verpflichtet haben, den größtmöglichen Austausch von Materialien, Gerät und tech-
nologischen Informationen zu friedlichen Zwecken im Einklang mit den Bestimmungen dieser Verträge zu 
erleichtern, 

______________ 
128 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von den Niederlanden. 
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